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Drucksache VI/113 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1969 

III/l — 68070 — E — Ag 3/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die auf dem Agrarsektor 
infolge der Aufwertung der DM zu treffenden Maßnahmen 
sowie 

einen Änderungsvorschlag der Kommission zu der genann- 
ten Verordnung, 

Der ursprüngliche Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
6. November 1969 und der Ergänzungsvorschlag mit Schreiben 
vom 24. November 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat die Anhörung des 
Europäischen Parlaments beschlossen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat die Kommissions- 
vorschläge anläßlich seiner Sitzung am 11. November 1969 im 
Grundsatz gebilligt. Mit einer endgültigen Verabschiedung ist 
in Kürze zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die auf dem Agrarsektor infolge der Aufwertung 
der DM zu treffenden Maßnahmen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Aufwertung der Deutschen Mark und die Bei- 
behaltung des Wertes der Rechnungseinheit führen 
gemäß Artikel 2 der Ratsverordnung Nr. 129 über 
den Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen 
der der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden 
Wechselkurse ^), geändert durch die Verordnung 
EWG Nr. 653/68 zu einer Senkung der in DM aus- 
gedrückten Agrarpreise, die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik in Rechnungseinheiten festge- 
setzt sind. Im Anschluß an die Ubergangsmaßnah- 
men muß die Preissenkung ab 8. Dezember 1969 
wirksam werden; daraus ergibt sich ein Einkom- 
mensverlust für die deutsche Landwirtschaft. 

Auf der Grundlage der derzeitigen Angaben über 
den Wert der Rechnungseinheit, der Preise und der 
Mengen der betroffenen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse kann dieser Einkommensverlust auf 1,7 Mrd. 
Deutsche Mark je Landwirtschaftsjahr (vom 1. Juli 
bis 30. Juni) veranschlagt werden. Dieser Betrag ist 
im ersten Wirtschaftsjahr niedriger, da dieses schon 
angelaufen ist. 

Es empfiehlt sich, für die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Möglichkeit vorzusehen, zum Ausgleich die- 
ser Verluste Hilfen in Form von direkten Beihilfen 
den landwirtschaftlichen Erzeugern zu gewähren. 

Die vorgesehenen Beihilfen dürfen nur während 
eines begrenzten Zeitraums und in degressiver 
Weise gewährt werden. Die Fortführung kann durch 
sozialpolitische oder strukturpolitische Maßnahmen 
gesichert werden. 

Es empfiehlt sich, daß sich die Gemeinschaft durch 
den EAGFL an der Finanzierung der vorgesehenen 
Beihilfen in degressiver Weise beteiligt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 123 
vom 31. August 1968, S. 4 


Artikel 1 

1. Als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
können Beihilfen angesehen werden, die den deut- 

I sehen landwirtschaftlichen Erzeugern zu den nach- 
I stehend genannten Bedingungen gewährt werden. 

2. Diese Beihilfen können folgende Beträge er- 
i reichen: 

0,950 Mrd. DM für das Landwirtschaftsjahr 1969/70 
! 1 590 Mrd. DM für das Landwirtschaftsjahr 1970/71 
1 480 Mrd. DM für das Landwirtschaftsjahr 1971/72 
I 1 370 Mrd. DM für das Landwirtschaftsjahr 1972/73. 

3. Diese Beihilfen können in Form einer direkten 
I Beihilfe den landwirtschaftlichen Erzeugern gewährt 

werden, sofern sie nicht in Abhängigkeit vom Preis 
und der Menge des Erzeugnisses bestimmt wird. 

Diese Beihilfe kann teilweise in Form eines Vor- 
schusses gewährt werden, den der landwirtschaft- 
liche Erzeuger beim Verkauf seiner Erzeugnisse er- 
hält und der höchstens 3 ^/o des Verkaufspreises 
betragen darf. 

j Diese Beihilfe kann entweder durch den Käufer oder 
durch eine von den zuständigen nationalen Behörden 
bestimmte Stelle ausgezahlt werden. 

4. Die Verfahrensbestimmungen des Artikels 93 
I des Vertrages gelten für die in diesem Artikel ge- 
I nannten Beihilfen. 


I A r t i k e 1 2 

i 

Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, beteiligt sich 
: an der Finanzierung der in Artikel 1 genannten Maß- 
nahmen durch Überweisung folgender Beträge an 
j die Bundesrepublik Deutschland: 

90 Millionen RE im Rahmen des Haushalts 1971 

60 Millionen RE im Rahmen des Haushalts 1972 
j 30 Millionen RE im Rahmen des Haushalts 1973. 

Artikel 3 

Die Bundesrepublik Deutschland legt der Kom- 
! mission jährlich einen Bericht über die Auswirkun- 
gen dieser Maßnahmen auf das Einkommen der 
deutschen Landwirtschaft vor. Vor Ablauf des Land- 
wirtschaftsjahres 1972/73 prüft der Rat anhand eines 
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Berichts der Kommission, wie sich die wirtschaftliche 
Lage der deutschen Landwirtschaft nach der Aufwer- 
tung der Deutschen Mark und unter dem Einfluß der 
von der Bundesregierung getroffenen Maßnahmen 
entwickelt hat. 

Unter Berücksichtigung der Entwicklung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik beschließt der Rat nach dem 
Verfahren des Artikels 43 Abs. 2 des Vertrags die 
geeigneten Maßnahmen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Modifikation 

zum Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die auf dem Agrarsektor infolge der Aufwertung der DM 
zu treffenden Maßnahmen 


Die Bestimmungen des Vorschlags sind wie folgt zu 
ändern: 

1. Präambel 

Im vorletzten Absatz der Präambel werden die 
Worte „während eines begrenzten Zeitraums und in 
degressiver Weise" ersetzt durch die Worte „wäh- 
rend eines begrenzten Zeitraums". 

2. Artikel 1 

Artikel 1, Absatz 2, wird durch folgenden Wort- 
laut ersetzt: 

„Diese Beihilfen können 1,7 Milliarden DM je 
Haushaltsjahr in den Jahren von 1970 bis 1973 
einschließlich erreichen. 

Die Gemeinschaft beteiligt sich an der Finan- 
zierung dieser Beihilfen in degressiver Weise 
und nach Maßgabe von Artikel 2." 


Artikel 1, Absatz 3, erhält einen dritten Unter- 
absatz mit folgendem Wortlaut: 

„Die Bundesrepublik Deutschland gleicht die 
Degression der Finanzierung durch die Gemein- 
schaft durch geeignete strukturelle oder soziale 
Maßnahmen aus." 

3. Artikel 2 

Artikel 2 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: 

„Der EAGFL, Abteilung Garantie, beteiligt sich an 
der Finanzierung der in Artikel 1 genannten Maß- 
nahmen durch Überweisung folgender Beträge an 
die Bundesrepublik Deutschland: 

90 Millionen RE für den Haushalt 1971 
60 Millionen RE für den Haushalt 1972. 

Nach Prüfung der Finanzlage des EAGFL, Abtei- 
lung Garantie, kann die Kommission dem Rat eine 
Beteiligung an der zu Lasten des Haushalts 1973 
vorzunehmenden Finanzierung dieser Maßnahmen 
bis zur Höhe von 30 Millionen RE vorschlagen." 
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